
Änderungsantrag  
zum Antrag „Monatliche Mitgliederversammlung einführen“: 

Antragsstellende:  

Carmen Mauerer, Tupac Orellana,  
Anna Lena Löffler, Belinda Meryem Göres, Carlotta Stahl, Christina van den 
Boom, David Aßfalg, Elena Reichl, Felix Kosanke, Florian Kobuß, Henrik Wieditz, 
Ines Cornils, Johann Everding, Joscha Bär, Karoline Willmann, Kaya Seegel, 
Lukas Heininger, Malu Engelhardt, Manuel Lautenbacher, Martin Malcherek, 
Nadir Jaafari, Nico Bludau, Rebecca Ruppert, Robin Lenz, Sigi Aubel, Stefan 
Hemschemeier, Thomas Kirwel, Veith Stahlheber 

Antragstext: 

Der Kreisvorstand wird beauftragt,  

vor den nächsten Kreisvorstandswahlen eine Konferenz zur zukünftigen 
Struktur und Arbeitsweise des Kreisverbands durchzuführen. Ziel ist es, die 
bestehenden Strukturen zu evaluieren und unter Berücksichtigung 
unterschiedlicher zeitlicher Ressourcen, Beteiligungsformen und Bedürfnisse 
der Mitglieder Vorschläge für eine nachhaltige Weiterentwicklung zu erarbeiten. 

Besonders zur organisatorischen Entlastung des Ehrenamts ist auch zu prüfen, 
ob die Einrichtung einer hauptamtlichen Stelle (Teilzeit oder Vollzeit) zur 
Unterstützung koordinativer und kommunikativer Aufgaben finanziell möglich 
ist. 

Bis zum Abschluss dieses Prozesses sollen keine neuen dauerhaften 
Beteiligungsformate beschlossen werden, die faktisch strukturelle 
Vorentscheidungen für den zukünftigen Kreisvorstand treffen. 

 
 
Begründung: 

Die Koordination im Landtagswahlkampf hätte besser laufen können. Daraus 
ergibt sich die berechtigte Frage, wie die Strukturen des Kreisverbands so 
weiterentwickelt werden können, dass unterschiedliche Beteiligungsformen 
möglich sind und die Zusammenarbeit verlässlicher funktioniert. Es muss 
berücksichtigt werden, dass der amtierende Kreisvorstand mit einer zum 
Amtszeitbeginn nicht absehbaren Eintrittswelle und den daraus folgenden 



Herausforderungen konfrontiert war. Der Kreisvorstand musste in 100% 
Ehrenamt innerhalb kurzer Zeit eine Bundestags- und Landtagswahl bestreiten. 

Der vorliegende Antrag zur Einführung einer „monatlichen 
Mitgliederversammlung“ ist im Hinblick auf eine optimierte Organisationsweise 
nicht zielführend, da er bereits eine konkrete zusätzliche Struktur festlegt, ohne 
zuvor den Bedarf und die unterschiedlichen Möglichkeiten der Beteiligung im 
Kreisverband systematisch zu klären. 

Regelmäßige monatliche Termine sind erfahrungsgemäß vor allem für 
diejenigen gut wahrnehmbar, die zeitlich flexibel sind. Damit besteht die Gefahr, 
dass sich Beteiligungsmöglichkeiten faktisch auf ein bestimmtes Umfeld 
konzentrieren, während andere Mitglieder, besonders solche mit familiären und 
beruflichen Verpflichtungen, strukturell weniger einbezogen und erheblich 
benachteiligt werden. 

Zudem ist es problematisch, wenn ein solches informelles Format unabhängig 
von der Zahl der Teilnehmenden Erklärungen zur inhaltlichen Ausrichtung des 
Kreisverbandes veröffentlichen kann. Dies kann zu öffentlichen 
Positionierungen führen, die nicht ausreichend breit legitimiert oder abgestimmt 
sind. Darüber hinaus besteht die Gefahr, dass über ein solches Format bewusst 
Positionierungen verabschiedet werden, die auf einem Kreisparteitag oder im 
Kreisvorstand keine Mehrheit finden würden. 

Statt vorschnell eine neue Struktur festzulegen, sollte zunächst eine breitere 
Verständigung über die zukünftige Arbeitsweise des Kreisverbands erfolgen. 

Sinnvoll wäre eine Konferenz zur Struktur des Kreisverbands vor den nächsten 
Vorstandswahlen. Dort könnten unterschiedliche Bedürfnisse, zeitliche 
Ressourcen und Formen der Beteiligung systematisch beraten werden. So kann 
auch der zukünftige Vorstand seine Arbeitsweise und eigenen 
Gestaltungsmöglichkeiten darauf ausrichten und wird nicht vor vollendete 
Tatsachen gestellt. 


